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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates vom 5. April 1983 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über typenmäßig durch die 
Verwendung von hinten angebrachten Überrollbügeln, Überrollrahmen oder 
Schutzkabinen gekennzeichnete Umsturzschutzvorrichtungen für land- oder 
forstwirtschaftliche Schmalspurzugmaschinen auf Rädern 
»EG-Dok. Nr. 6276/83« 

A. Problem 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Gemeinschaft 
wird  durch unterschiedliche technische Bauvorschriften be-
hindert. Eine Vereinheitlichung dient dem freien Handel und 
auch der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 

B. Lösung 

Die Vorschriften über Umsturzschutzvorrichtungen für land- 
und forstwirtschaftliche Schmalspurzugmaschinen sollen ver

-

einheitlicht werden. 

Kenntnisnahme durch den Ausschuß mit Vorbehalten 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei weiteren Verhandlungen in Brüssel auf 
eine Vereinfachung des Richtlinienvorschlages (Anlage) hinzuwirken und sich 
für eine Zusammenfassung der verschiedenen Richtlinien für denselben techni-
schen Bereich einzusetzen. 

Bonn, den 11. April 1984 

Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich 

Vorsitzender 

Buckpesch 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates vom 5. April 1983 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über typenmäßig durch die Verwendung von hinten angebrachten 
Überrollbügeln, Überrollrahmen oder Schutzkabinen gekennzeichnete Umsturzschutzvorrichtungen 
für land- oder forstwirtschaftliche Schmalspurzugmaschinen auf Rädern 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 1 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Richtlinie 74/150/EWG des Rates vom 
4. März 1974 zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis 
für land- oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen 
auf Rädern 3), geändert durch die Akte über den 
Beitritt Griechenlands, ist vorgesehen, die erforder-
lichen Bestimmungen zur Durchführung des Ver-
fahrens für die EWG-Betriebserlaubnis für die ein-
zelnen Zugmaschinenteile oder -merkmale in Ein-
zelrichtlinien festzulegen. Die Vorschriften über 
Umsturzschutzvorrichtungen und ihre Befestigung 
an den Zugmaschinen wurden in den Richtlinien 
77/536/EWG 4) und 79/622/EWG 5) des Rates erlas-
sen. Diese beiden Richtlinien, eine für die dynami-
schen Prüfungen, die andere für die statischen Prü-
fungen — wobei die Wahl den Herstellern überlas-
sen bleibt — gelten für herkömmliche Zugmaschi-
nen mit einer Bodenfreiheit von höchstens 1 000 
mm und einer feststehenden oder einstellbaren 
Mindestspurweite einer der Antriebsachsen von 
1 150 mm oder mehr; dabei beträgt die Masse zwi-
schen 1,5 und 4,5 Tonnen für Zugmaschinen in der 
Richtlinie „dynamische Prüfungen" und 800 kg oder 
mehr für Zugmaschinen in der Richtlinie „statische 
Prüfungen". 

Die Zugmaschinen im Sinne dieser Richtlinie ha-
ben eine Bodenfreiheit von höchstens 600 mm, eine 
Mindestspurbreite beider Achsen von weniger als 
1 150 mm und eine Masse von mehr als 600 kg. Die 
Umsturzschùtzvorrichtungen dieser Zugmaschinen, 
die für besondere Arbeiten verwendet werden, kön- 

1) ... 

2) ... 

3) ABl. Nr. L 84 vom 28. März 1974, S. 10. 
4) ABl. Nr. L 220 vom 29. August 1977, S. 1. 
5) ABl. Nr. L 179 vom 17. Juli 1979, S. 1. 

nen besonderen und alternativen Vorschriften zu 
den Vorschriften in den beiden Richtlinien 77/536/ 
EWG und 79/622/EWG unterliegen. 

Die technischen Vorschriften, denen diese soge-
nannten Schmalspurzugmaschinen nach den ein-
zelstaatlichen Rechtsvorschriften genügen müssen, 
betreffen u. a. die Umsturzschutzvorrichtung und 
ihre Befestigung an der Zugmaschine. Diese Vor-
schriften sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
verschieden. Deshalb ist es notwendig, daß alle Mit-
gliedstaaten — entweder zusätzlich zu oder anstelle 
ihrer derzeitigen Regelung — gleichlautende Vor-
schriften erlassen, insbesondere, um für jeden Zug-
maschinentyp das EWG-Betriebserlaubnisverfah-
ren gemäß der Richtlinie 74/150/EWG einführen zu 
können. 

Umsturzschutzvorrichtungen im Sinne dieser 
Richtlinie haben hinten angebrachte Überrollbügel, 
Überrollrahmen oder Schutzkabinen, bei denen 
sich die obere Begrenzung des Freiraums 900 mm 
über dem Sitzbezugspunkt befindet und der Frei-
raum hinreichend groß ist, um den Fahrzeugführer 
zu schützen. Für Umsturzschutzvorrichtungen mit 
zwei vor dem Führer angebrachten Pfosten soll 
eine andere Einzelrichtlinie gelten, da bei diesen 
aus Gründen, die durch die Fahrzeugkonstruktion, 
die unter allen Umständen zu wahrende Zugäng-
lichkeit des Bedienungsstandes sowie durch den 
Wunsch gegeben sind, diese (herunterklappbaren 
oder nicht herunterklappbaren) Vorrichtungen ein-
fach in der Handhabung zu halten, der Freiraum 
kleiner ist. 

Im Rahmen eines harmonisierten Verfahrens der 
Bauartgenehmigung für Umsturzschutzvorrichtun-
gen und ihre Befestigung an der Zugmaschine kann 
jeder Mitgliedstaat feststellen, ob die gemeinsamen 
Vorschriften für den Bau und die Prüfung eingehal-
ten worden sind, und die anderen Mitgliedstaaten 
von der getroffenen Feststellung durch Übersen-
dung einer Abschrift des für jeden Typ einer Um-
sturzschutzvorrichtung und ihre Befestigung an der 
Zugmaschine ausgestellten Bauartgenehmigungs-
bogens unterrichten. Bei allen mit einem EWG-Ge-
nehmigungszeichen versehenen Vorrichtungen, die 
in Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ 
hergestellt wurden, erübrigt sich eine technische 
Kontrolle dieser Vorrichtungen in den anderen Mit-
gliedstaaten. 

Die gemeinschaftlichen Vorschriften für andere 
Bauteile und Merkmale der Umsturzschutzvorrich- 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14-680 70-E-Wi 34/83 — vom 26. April 1983. 
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tungen, insbesondere in bezug auf Abmessungen, 
Türen, Sicherheitsscheiben, Schutz gegen Weiter-
rollen der umgestürzten Zugmaschine und Schutz 
des Beifahrers, werden zu einem späteren Zeit-
punkt festgelegt. 

Hauptzweck der harmonisierten Vorschriften ist es, 
die Sicherheit im Straßenverkehr und die Sicher-
heit am Arbeitsplatz im gesamten Gebiet der Ge-
meinschaft zu gewährleisten. Hierzu ist es ange-
bracht, für die unter diese Richtlinie fallenden Zug-
maschinen die Ausrüstung mit einer Umsturz-
schutzvorrichtung zwingend vorzuschreiben. 

Zur Angleichung der einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften über diese Zugmaschinen gehört auch, 
daß die einzelnen Mitgliedstaaten die von jedem 
von ihnen aufgrund gemeinsamer Vorschriften 
durchgeführten Kontrollen gegenseitig anerken-
nen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für Zugmaschinen im Sinne 
des Artikels 1 der Richtlinie 74/150/EWG mit fol-
genden Merkmalen: 

— Bodenfreiheit von höchstens 600 mm unter der 
Vorder- und der Hinterachse; 

— Mindestspurweite beider Achsen von weniger 
als 1 150 mm; 

— Masse von 600 kg oder mehr, entsprechend dem 
Leergewicht der Zugmaschine im Sinne des An-
hangs I Ziff. 2.4 der Richtlinie 74/150/EWG, ein-
schließlich der nach der vorliegenden Richtlinie 
angebauten Umsturzschutzvorrichtung und der 
vom Hersteller empfohlenen Reifen größter Ab-
messung. 

Artikel 2 

1. Die EWG-Bauartgenehmigung für jeden Typ ei-
ner Umsturzschutzvorrichtung und ihre Befesti-
gung an der Zugmaschine, der den Bau- und 
Prüfvorschriften der Anhänge I bis IV ent-
spricht, wird von den einzelnen Mitgliedstaaten 
erteilt. 

2. Der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauartgenehmi-
gung erteilt hat, trifft — erforderlichenfalls in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden 
der übrigen Mitgliedstaaten — die gebotenen 
Vorkehrungen, um die Übereinstimmung der 
Produktion mit dem genehmigten Typ soweit 
notwendig zu überwachen. Die Überwachung be-
schränkt sich auf Stichproben. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten weisen dem Hersteller einer 
Zugmaschine, dem Hersteller einer Umsturzschutz-

vorrichtung oder ihren jeweiligen Beauftragten für 
jeden Typ einer Umsturzschutzvorrichtung sowie 
ihre Befestigung an der Zugmaschine, für den sie 
nach Artikel 2 die EWG-Bauartgenehmigung ertei-
len, ein EWG-Genehmigungszeichen nach dem Mu-
ster des Anhangs VI zu. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um die Verwendung von Genehmi-
gungszeichen zu verhindern, die zu einer Verwechs-
lung zwichen Vorrichtungen eines Typs, für den 
eine EWG-Bauartgenehmigung nach Artikel 2 er-
teilt wurde, und anderen Vorrichtungen führen kön-
nen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbrin-
gen von Umsturzschutzvorrichtungen nicht we-
gen ihrer Bauweise verbieten, wenn sie mit dem 
EWG-Prüfzeichen versehen sind. 

2. Ein Mitgliedstaat darf jedoch das Inverkehrbrin-
gen von Vorrichtungen, die mit dem EWG-Prüf-
zeichen versehen sind, verbieten, wenn sie syste-
matisch nicht mit dem Typ übereinstimmen, für 
den die EWG-Bauartgenehmigung erteilt wur-
de. 

Dieser Mitgliedstaat unterrichtet unverzüglich 
die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommis-
sion von den getroffenen Maßnahmen und be-
gründet dabei seinen Beschluß. 

Artikel 5 

Die zuständigen Behörden der einzelnen Mit-
gliedstaaten übermitteln den zuständigen Behörden 
der anderen Mitgliedstaaten binnen eines Monats 
eine Abschrift der EWG-Bauartgenehmigungsbö-
gen nach dem Muster des Anhangs VII für jeden 
Typ einer Umsturzschutzvorrichtung, für den sie 
die Bauartgenehmigung erteilen oder versagen. 

Artikel 6 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauartge-
nehmigung erteilt hat, fest, daß mehrere mit 
demselben EWG-Prüfzeichen versehene Um-
sturzschutzvorrichtungen nicht mit dem Typ 
übereinstimmen, für den er die Bauartgenehmi-
gung erteilt hat, so trifft er die notwendigen 
Maßnahmen, um die Übereinstimmung der Pro-
duktion mit dem genehmigten Typ sicherzustel-
len. Die zuständigen Behörden dieses Mitglied-
staates unterrichten die zuständigen Behörden 
der anderen Mitgliedstaaten von den getroffe-
nen Maßnahmen, die bei erheblicher und wie-
derholter Nichtübereinstimmung bis zum Ent-
zug der EWG-Bauartgenehmigung gehen kön-
nen. Diese Behörden treffen die gleichen Maß-
nahmen, wenn sie von den zuständigen Behör-
den eines anderen Mitgliedstaats von einer der-
artigen Nichtübereinstimmung unterrichtet wer-
den. 
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2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig binnen eines Mo-
nats über den Entzug einer erteilten EWG-Bau-
artgenehmigung unter Angabe der Gründe. 

Artikel 7 

Jede Verfügung aufgrund der zur Durchführung 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften, durch die 
eine EWG-Bauartgenehmigung versagt oder entzo-
gen oder das Inverkehrbringen oder die Benutzung 
verboten wird, ist genau zu begründen. Sie ist den 
Betroffenen unter Angabe der in den Mitgliedstaa-
ten nach dem geltenden Recht vorgesehenen 
Rechtsmittel und der Rechtsmittelfristen zuzustel-
len. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebser-
laubnis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler 
Geltung für eine Zugmaschine nicht wegen der Um-
sturzschutzvorrichtungen sowie ihrer Befestigung 
an der Zugmaschine versagen, wenn diese mit dem 
EWG-Prüfzeichen versehen und die Vorschriften 
des Anhangs VIII eingehalten sind. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu-
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung ei-
ner Zugmaschine nicht wegen der Umsturzschutz-
vorrichtungen sowie ihrer Befestigung an der Zug-
maschine versagen oder verbieten, wenn diese mit 
dem EWG-Genehmigungszeichen versehen und die 

Vorschriften des Anhangs VIII ein gehalten worden 
sind. 

Artikel 10 

1. Jede Zugmaschine, auf die Artikel 1 Anwendung 
findet, muß mit einer Umsturzschutzvorrichtung 
versehen sein. 

2. Diese muß den Vorschriften gemäß Anhang I bis 
IV dieser Richtlinie, der Richtlinie 77/536/EWG 
oder der Richtlinie 79/622/EWG entsprechen. 

Artikel 11 

Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge an 
den technischen Fortschritt notwendig sind, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 13 der Richtlinie 
74/150/EWG erlassen. 

Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechtsvorschriften, um dieser Richtlinie bis zum 
1. Januar 1985 nachzukommen, und setzen die 
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten inner-
staatlichen Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge-
richtet. 
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Liste der Anhänge 

Anhang I 	Bedingungen für die Erteilung der EWG-Bauartgenehmigung 

Anhang II Bedingungen für die Prüfung der Festigkeit von Schutzvorrichtun-
gen und ihrer Befestigung an der Zugmaschine 

Anhang III Prüfverfahren 
A — dynamische Prüfungen 

B — statische Prüfungen 

Anhang IV Abbildungen 

Anhang V Muster eines Berichts über die EWG-Bauartgenehmigungsprü-
fung 

Anhang VI Kennzeichnung 

Anhang VII Muster eines EWG-Bauartgenehmigungsbogens 

Anhang VIII Bedingungen für die Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis 

Anhang IX Muster eines Anhangs zum EWG-Betriebserlaubnisbogens für ei-
nen Zugmaschinentyp betreffend die Festigkeit der Schutzvorrich-
tung und ihrer Befestigung an der Zugmaschine 

Anhang I 

Bedingungen für die Erteilung einer EWG-Bauartgenehmigung 

1. Begriffsbestimmung 

1.1 

Umsturzschutzvorrichtung nachstehend „Schutz-
vorrichtung" genannt, ist eine Vorrichtung an einer 
Zugmaschine, die hauptsächlich dazu dient, den 
Führer der Zugmaschine vor den Gefahren, die 
durch Umstürzen der Zugmaschine bei normaler 
Verwendung auftreten können, zu schützen oder 
diese Gefahren einzuschränken. 

1.2 

Vorrichtungen nach 1.1 sind dadurch gekennzeich-
net, daß sie bei den zu den Anhängen II und III vor-
gesehenen Prüfungen eine ausreichend große Frei-
raumzone haben, um den Führer zu schützen. 

2. Allgemeine Bestimmungen 

2.1 

Die Schutzvorrichtungen und ihre Befestigung an 
der Zugmaschine müssen so beschaffen sein, daß 
ihr Hauptzweck nach Nummer 1.1 erfüllt wird. 

2.2 

Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn die Vorschrif-
ten der Anhänge II und III eingehalten werden. 

3. Antrag auf Erteilung einer 
EWG- Bauartgenehmigung 

3.1 

Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauartgeneh-
migung betreffend die Festigkeit der Schutzvorrich-
tung und ihrer Befestigung an der Zugmaschine ist 
vom Hersteller der Zugmaschine, vom Hersteller 
der Schutzvorrichtung oder ihren jeweiligen Beauf-
tragten zu stellen. 

3.2 

Dem Antrag sind folgende Unterlagen in dreifacher 
Ausfertigung und nachstehende Angaben beizufü-
gen: 

— Maßstabgerechte Zeichnung der Schutzvorrich-
tung oder Zeichnung unter Angabe der Hauptab- 
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messungen. In dieser Zeichnung muß insbeson-
dere die Befestigung im Detail dargestellt sein; 

— Fotos von der Seite und von hinten mit Einzel-
heiten der Befestigung; 

— kurze Beschreibung der Schutzvorrichtung mit 
folgenden Angaben: Bauart, Art der Befestigung 
an der Zugmaschine, soweit erforderlich Einzel-
heiten der Verkleidung, Einstieg- und Notaus-
stiegmöglichkeiten, Einzelheiten der Innenpol-
sterung, Vorrichtungen gegen weiteres Überrol-
len der Zugmaschine und Einzelheiten des Heiz- 
und Lüftungssystems; 

— Angaben über die für die tragenden Bauele-
mente der Schutzvorrichtung und der Befesti-
gung verwendeten Werkstoffe (siehe Anhang 
V). 

3.3 

Dem für die Durchführung der Bauartgenehmi-
gungsprüfung zuständigen technischen Dienst ist 
eine für den Zugmaschinentyp, für den die zu ge-
nehmigende Schutzvorrichtung bestimmt ist, reprä-
sentative Zugmaschine vorzuführen. An diese Zug-
maschine ist die Schutzvorrichtung angebaut. 

3.4 

Der Inhaber einer EWG-Bauartgenehmigung kann 
beantragen, daß diese auf andere Zugmaschinenty-
pen erweitert wird. Die zuständigen Behörden, die 
die erste EWG-Bauartgenehmigung erteilt haben, 
gewähren die beantragte Erweiterung, wenn die ge-
nehmigte Schutzvorrichtung sowie der (die) Zugma-
schinentyp(en), für den (die) die Erweiterung der 
ursprünglichen EWG-Bauartgenehmigung bean-
tragt wird, nachstehende Bedingungen erfüllt (er-
füllen): 

— Die Masse der Zugmaschine ohne Ballast gemäß 
Anhang II-1.4 überschreitet die für die Prüfung 
verwendete Bezugsmasse um nicht mehr als 
5%. 

— Der Radstand oder das Trägheitsmoment um 
die Hinterachse darf nicht höher sein als der 
Bezugsradstand oder das Bezugsträgheitsmo-
ment. 

— Die Art der Befestigung ist gleich und die An-
baupunkte an der Zugmaschine sind gleich. 

— Bauteile wie Kotflügel und Motorhauben, die als 
Abstützung für die Schutzvorrichtung dienen 
können, sind von gleicher Festigkeit und befin-
den sich — bezogen auf die Schutzvorrichtung 
— an gleicher Stelle. 

— Die Anordnung und die wesentlichen Abmes-
sungen des Sitzes und des Lenkrades in bezug 
auf die Schutzvorrichtung sowie die Anordnung 
der als starr geltenden und zur Prüfung, ob der 
Freiraum geschützt ist, heranzuziehenden 
Punkte gegenüber der Schutzvorrichtung müs-
sen dergestalt sein, daß die Freiraumzone bei 
den einzelnen Prüfphasen ungeachtet der Ver-
formungen durch die Vorrichtung erhalten 
bleibt. 

4. Aufschriften 

4.1 

Jede Schutzvorrichtung, die dem Typ entspricht, für 
den eine EWG-Bauartgenehmigung erteilt wurde, 
muß mit folgenden Aufschriften versehen sein: 

4.1.1 

Fabrik- oder Handelsmarke; 

4.1.2 

EWG-Genehmigungszeichen nach dem Muster des 
Anhangs VI; 

4.1.3 

Seriennummer der Schutzvorrichtung; 

4.1.4 

Zugmaschinenmarke und -typ(en), für den (die) die 
Schutzvorrichtung bestimmt ist. 

4.2 

Alle diese Angaben sind auf einem Schild zu ver-
merken. 

4.3 

Die Angaben müssen sichtbar, leserlich und dauer-
haft angebracht sein. 
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Anhang II 

Bedingungen für die Prüfungen der Festigkeit von Schutzvorrichtungen und ihrer 
Befestigung an der Zugmaschine 

1. Allgemeine Bestimmungen 

1.1 Zweck der Prüfung 

Zweck der mit Spezialvorrichtungen durchgeführ-
ten Prüfungen ist es, die Belastungen zu simulieren, 
denen die Schutzvorrichtung beim Umstürzen der 
Zugmaschine ausgesetzt ist. Diese in Anhang III 
beschriebenen Prüfungen sollen Beurteilungen 
über die Festigkeit der Schutzvorrichtung, ihrer Be-
festigung an der Zugmaschine sowie sonstiger, die 
Prüfkraft übertragende Zugmaschinenbauteile er-
möglichen. 

1.2 Prüfverfahren 

Die Prüfungen können nach Wahl des Herstellers 
entweder gemäß Anhang II-A und III-A (dynami-
sche Prüfungen) oder gemäß Anhang II-B und III-B 
(statische Prüfungen) durchgeführt werden. Beide 
Verfahren sind gleichwertig. 

1.3 Allgemeine Regeln für  die  Vorbereitung der 
Prüfungen 

1.3.1 

Die Schutzvorrichtung muß der Serienausführung 
entsprechen. Sie ist in der vom Hersteller vorge-
schriebenen Weise auf einer der Zugmaschinen, für 
die sie bestimmt ist, zu befestigen. Eine vollständige 
Zugmaschine ist für die statische Prüfung nicht er-
forderlich; die Schutzvorrichtung und die Teile der 
für die Festigkeitsprüfung benutzten Zugmaschine, 
an denen sie befestigt ist, müssen jedoch eine be-
triebsmäßige Einheit, im folgenden Aufbau ge-
nannt, bilden. 

1.3.2 

Die Zugmaschine ist zur Prüfung mit allen Bauele-
menten der serienmäßigen Ausführung zu verse-
hen, die die Festigkeit der Schutzvorrichtung beein-
flussen können oder die gegebenenfalls zur Durch-
führung der Festigkeitsprüfung erforderlich sind. 

Bauteile, die in der Freiraumzone eine Gefahr dar-
stellen können, müssen ebenfalls vorhanden sein, 
damit geprüft werden kann, ob die Voraussetzun-
gen nach 4.1 und 4.2 erfüllt sind. 

Alle Teile der Zugmaschine und der Schutzvorrich-
tung, einschließlich der Wetterschutzeinrichtung, 
sind mitzuliefern oder auf Plänen darzustellen. 

1.3.3 

Für die Festigkeitsprüfung sind alle abnehmbaren 
Verkleidungen, Fensterrahmen, Türen und nicht-

tragenden Teile zu entfernen, damit sie nicht die 
Festigkeit des Aufbaus verstärken können. 

1.3.4 Spurweite 

Die Spurweite der Räder ist so zu regeln, daß die 
Umsturzschutzvorrichtung bei den Prüfungen mög-
lichst nicht durch die Reifen abgestützt wird. Wer-
den diese Prüfungen nach dem statischen Verfah-
ren durchgeführt, können die Räder abmontiert 
werden. 

1.4 Bezugsmasse der Zugmaschine 

Die in den Formeln (siehe Anhänge III-A und III-B) 
zur Berechnung der Fallhöhe des Pendelblocks, der 
Energien und der Druckkräfte verwendete Bezugs-
masse m t  ist mindestens gleich der in Anhang I Ziff. 
2.4 der Richtlinie 74/150/EWG definierten Masse 
(d. h. ohne Sonderausstattung, jedoch mit Kühlflüs-
sigkeit, Schmiermittel, Kraftstoff, Werkzeug und 
Fahrer), zuzüglich der Schutzvorrichtung und ab-
züglich 75 kg. Nicht zu berücksichtigen sind etwaige 
zusätzliche Front- oder Heckbelastungsgewichte, 
Reifenballast, Anbaugeräte oder sonstiges Zube-
hör. 

2. Prüfungen 

2.1 Reihenfolge der Prüfungen 

Die Reihenfolge der Prüfungen läuft unbeschadet 
der in Anhang III-A definierten zusätzlichen dyna-
mischen Prüfung und der in Anhang III-B definier-
ten statischen Überlastprüfung wie folgt ab: 

2.1.1 

Schlag (dynamische Prüfungen) oder Belastung 
(statische Prüfungen) von hinten (siehe Ziffer 1.1 
der Anhänge III-A und III-B). 

2.1.2 

Druckprüfung hinten (dynamische oder statische 
Prüfungen) (siehe Ziffer 1.4 der Anhänge III-A und 
III-B). 

2.1.3 

Schlag (dynamische Prüfungen) oder Längsbela-
stung (statische Prüfungen) von vorn (siehe Ziffer 
1.2 der Anhänge III-A und III-B). 

2.1.4 

Seitlicher Schlag (dynamische Prüfungen) oder 
seitliche Belastung (statische Prüfungen) (siehe Zif-
fer 1.3 der Anhänge III-A und III-B). 
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2.1.5 

Druckprüfung vorn (dynamische oder statische 
Prüfungen) (siehe Ziffer 1.5 der Anhänge III-A und 
III-B). 

2.2 Allgemeine Bestimmungen 

2.2.1 

Bricht oder verschiebt sich ein Teil der Haltevor-
richtung während der Prüfung, so ist die Prüfung zu 
wiederholen. 

2.2.2 

Während der Prüfungen dürfen an der Zugma-
schine oder an der Schutzvorrichtung keine Repa-
raturen oder Einstellungen vorgenommen werden. 

2.2.3 

Während der Prüfungen befindet sich der Gang-
schalthebel der Zugmaschine in Nullstellung, die 
Bremsen sind gelöst. 

2.2.4 

Ist die Zugmaschine mit einer Federung zwischen 
Zugmaschinengehäuse und Rädern versehen, ist 
diese während der Prüfungen zu blockieren. 

2.2.5 

Der erste Schlag von hinten (bei dynamischen Prü-
fungen) oder die erste Belastung von hinten (bei 
statischen Prüfungen) muß auf der Seite der 
Schutzvorrichtung erfolgen, die nach Ansicht der 
für die Prüfung zuständigen technischen Dienste 
bei der Durchführung der Belastungen die ungün-
stigsten Bedingungen für die Schutzvorrichtung 
aufweist. Die Belastung oder der seitliche Schlag 
beziehungsweise die seitliche Belastung und der 
Schlag von hinten sind auf verschiedenen Seiten 
der Längsmittelebene der Schutzvorrichtung anzu-
bringen. Die Belastung oder der Schlag von vorn 
sind auf derselben Seite der Längsmittelebene der 
Schutzvorrichtung anzubringen wie die seitliche 
Belastung oder der seitliche Schlag. 

2.3 Meßtoleranzen 

2.3.1 

Lineare 
Abmessungen: ± 3 mm 
außer für: 	— Reifenverformung: ± 1 mm 

— Verformung der Schutzvorrich-
tung bei horizontalen Belastun-
gen: ± 1 mm 

— beide Messungen der Fallhöhe 
des Pendelgewichts: ± 1 mm 

2.3.2 Massen: ±1%  

2.3.3 Kräfte: ±2%  

2.3.4 Winkel: ±2° 

3. Annahmebedingungen 

3.1 

Eine zur Erteilung der EWG-Bauartgenehmigung 
vorgeführte Schutzvorrichtung gilt hinsichtlich der 
Festigkeit als zufriedenstellend, wenn nach den 
Prüfungen die nachstehenden Bedingungen erfüllt 
sind: 

3.1.1 

Nach jedem Teil der dynamischen Prüfung muß sie 
frei von Brüchen oder Rissen gemäß Anhang III-A, 
Ziffer 3.1 sein. 

Ergeben sich bei einer dynamischen Prüfung unan-
nehmbare Brüche oder Risse, kann eine zusätzliche 
Schlag- oder Druckprüfung gemäß Anhang III-A, 
Ziffer 1.6 unmittelbar nach der Schlag- oder Druck-
prüfung vorgenommen werden, bei der die Brüche 
oder Risse aufgetreten sind. 

3.1.2 

In dem Augenblick, in dem während der statischen 
Prüfung die bei jeder vorgeschriebenen Prüfung 
mit horizontaler Belastung oder bei Überlastprü-
fung (s. Abb. 10 a, 10 b und 10 c) erforderliche Ener-
gie erreicht ist, muß die Kraft mehr als 0,8 F max. 
betragen. 

3.1.3 

Ergeben sich bei der statischen Prüfung nach der 
Druckprüfung Brüche oder Risse, kann eine zusätz-
liche Druckprüfung gemäß 1.7 des Anhangs III-B 
unmittelbar nach der Druckprüfung vorgenommen 
werden, bei der die Brüche oder Risse aufgetreten 
sind. 

3.1.4 

Zusätzliche Brüche oder Risse und/oder das Ein-
dringen der Schutzvorrichtung in die Freiraumzone 
oder der fehlende Schutz dieser Zone sind während 
der Überlastprüfung zulässig. 

3.1.5 

Kein Teil der Schutzvorrichtung darf während der 
übrigen, nicht durch Überbelastung durchgeführten 
Prüfungen in den Freiraum gemäß Ziffer 2 der An-
hänge III-A und III-B eindringen. 

3.1.6 

Kein Teil des Freiraums darf während der übrigen, 
nicht durch Überbelastung durchgeführten Prüfun-
gen außerhalb des Schutzbereichs gemäß Ziffer 
3.2.2 der Anhänge III-A und III-B sein. 

3.1.7 

Während der Prüfungen darf keinerlei Druck von 
der Schutzvorrichtung auf die tragenden Teile des 
Sitzes ausgeübt werden. 
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3.1.8  

Die gemäß Anhang III-A und III-B Ziffer 3.3 gemes-
sene elastische Verformung muß unter 250 mm lie-
gen. 

3.2 

Keinerlei Zubehörteil darf eine Gefährdung für den 
Fahrer bedeuten. Es darf kein vorstehendes Teil 
oder Zubehörteil geben, das bei einem Umstürzen 
der Zugmaschine den Fahrer verletzen könnte, und 
kein Teil oder Zubehörteil, das ihn z. B. an den Fü-
ßen oder Beinen einklemmen könnte, wenn es zu 
einer Verformung der Schutzvorrichtung kommt. 

4. Prüfbericht 

4.1 

Der Prüfbericht ist dem in Anhang VII wiedergege-
benen EWG-Bauartgenehmigungsbogen beizufü-
gen. Ein Muster des Prüfberichts ist in Anhang V 
enthalten. 

Der Prüfbericht muß folgende Angaben umfassen: 

4.1.1 

Eine allgemeine Beschreibung der Form und Bau-
art der Schutzvorrichtung (in Form von Zeichnun-
gen im Maßstab 1 : 20 für Übersichtszeichnungen 
und 1/2,5 für Befestigungsdetails), einschließlich 
Werkstoffe von Befestigungen; die äußeren Abmes-
sungen der Zugmaschine mit aufgebauter Vorrich-
tung; die wichtigsten inneren Abmessungen und 

Angaben über den normalen Ein- und Ausstieg und 
den Notausstieg, schließlich etwaige Einzelheiten 
über das Heizungs- und Lüftungssystem. 

4.1.2 

Einzelheiten über etwaige Sondervorrichtungen, 
z. B. Sicherung gegen weiteres Überrollen der Zug-
maschine. 

4.1.3 

Eine kurze Beschreibung der Innenpolsterung, falls 
erforderlich. 

4.1.4 

Angabe des Typs der Windschutzscheibe und der 
Verglasung. 

4.2 

Aus dem Prüfbericht muß ersichtlich sein, welche 
Zugmaschine (Fabrikmarke, Typ und Handelsbe-
zeichnung usw.) für die Prüfungen verwendet wor-
den ist und für welche anderen Zugmaschinen die 
Schutzvorrichtung bestimmt ist. 

4.3 

Im Falle der Erweiterung der EWG-Bauartgenehmi-
gung auf andere Zugmaschinen ist in den Prüfbe-
richt ein genauer Hinweis auf den Prüfbericht für 
die ursprüngliche EWG-Bauartgenehmigung aufzu-
nehmen, und es sind präzise Angaben hinsichtlich 
der Vorschriften des Anhangs I 3.4 zu machen. 

Anhang II-A 

Geräte und Vorrichtungen für dynamische Prüfungen 

1. Pendelgewicht 

1.1 
Ein Pendelgewicht ist mit zwei Ketten oder Draht-
seilen an Punkten aufzuhängen, die mindestens 6 m 
über dem Boden liegen. Es sind Einrichtungen vor-
zusehen, um die Fallhöhe des Gewichts und den 
Winkel zwischen Gewicht und Halteketten bzw. 
Halteseilen unabhängig voneinander einstellen zu 
können. 

1.2 

Das Pendelgewicht muß 2 000 ± 20 kg ohne Halte-
ketten oder -seile wiegen, die ihrerseits nicht 
schwerer sein dürfen als 100 kg. Die Seitenlängen 
der Aufschlagfläche müssen 680 ± 20 mm betragen 
(siehe Anhang IV, Abbildung 4). Das Gewicht ist so 

mit Material zu füllen, daß die Lage seines Schwer

-

punktes unverändert bleibt und mit dem geometri

-

schen Zentrum des Parallelepipeds zusammenfällt. 

1.3 
Es sind Einrichtungen vorzusehen, mit denen das 
Parallelepiped nach rückwärts gezogen werden 
kann, um auf einer für jede Prüfung festgelegten 
Höhe als Pendel zu wirken. Eine Schnellauslöseein-
richtung muß ermöglichen, das Gewicht für seinen 
Fall freizugeben, ohne daß es eine erhebliche 
Schwenkbewegung ausführt. 

2. Halterung des Pendels 

Die Drehpunkte des Pendels sind so starr zu befe-
stigen, daß sie sich in keiner Richtung um mehr als 
1% der Fallhöhe verschieben können. 
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3. Verankerung 

3.1 

Verankerungsschienen in einem Abstand, der für 
das Verankern der Zugmaschine in allen abgebilde-
ten Fällen (vgl. Anhang IV, Abbildungen 5, 6, 7) er-
forderlich ist, sind an einer Betonplatte unter dem 
Pendel starr zu befestigen. 

3.2 

Die Zugmaschine ist an den Schienen mit Drahtsei-
len mit Rundlitze und Faserkern, Bauart 6 x 19 ge-
mäß ISO 2408, Nenndurchmesser 13 mm, zu veran-
kern. Die Metallitzen müssen eine Mindestbruchfe-
stigkeit von 1770 MPa aufweisen. 

3.3 

Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung ist der zen-
trale Gelenkpunkt in geeigneter Weise für alle Prü-
fungen abzustützen und zu verankern und für den 
seitlichen Schlag zusätzlich von der Seite abzustüt-
zen. Vorder- und Hinterräder brauchen nicht unbe-
dingt zu fluchten, wenn dies die Anbringung geeig-
neter Spannkabel erleichtert. 

4. Kantholz zum Blockieren der Räder 

4.1 

Zum Blockieren der Räder bei der seitlichen 
Schlagprüfung nach Anhang IV Abbildungen 5, 6 
und 7 wird ein Kantholz von einem Querschnitt von 
150 mm x 150 mm verwendet. 

4.2 

Ein Balken aus weichem Holz wird zum Abstützen 
der Felge an der der Aufschlagrichtung entgegenge-
setzten Seite am Boden befestigt (siehe Anhang IV 
Abbildung 7). 

5. Abstützung und Verankerungen bei 
Zugmaschinen mit Knicklenkung 

5.1 

Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung sind zusätzli

-

che Verankerungen und Abstützungen vorzusehen. 

Sie sollen sicherstellen, daß der Teil der Zugmaschi-
ne, an dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt 
ist, in ähnlicher Weise beansprucht wird wie Zug-
maschinen starrer Bauweise. 

5.2 

Für die Schlag- und Druckprüfungen werden zu

-
sätzliche Einzelheiten in Anhang III-A angegeben. 

6. Reifendruck und Reifenverformung 

6.1 

Die Zugmaschinenreifen dürfen keinen Flüssig-
keitsballast haben; sie müssen so aufgepumpt sein, 
daß der Druck den Angaben des Zugmaschinenher-
stellers für Feldarbeit entspricht. 

6.2 

Die Verankerungen müssen in jedem einzelnen Fall 
so gespannt werden, daß die Reifen eine Verfor-
mung von 12 % der vor der Verspannung gemesse-
nen Reifenwandhöhe erfahren. 

7. Vorrichtung für die Druckprüfung 

Mit einer Vorrichtung nach Anhang IV Abbildung 8 
muß es möglich sein, eine nach abwärts gerichtete 
Kraft auf die Umsturzschutzvorrichtung über einen 
etwa 250 mm breiten steifen Balken auszuüben, der 
mit der Belastungsvorrichtung über Kardangelenke 
verbunden ist. Die Achsen der Zugmaschine sind so 
abzustützen, daß die Reifen der Zugmaschine die 
Drucklast nicht zu tragen haben. 

8. Meßvorrichtungen 

8.1 

Ein Gerät, wie in Anhang IV, Abb. 9, abgebildet, zur 
Messung der elastischen Verformung (Differenz 
zwischen der höchsten momentanen Verformung 
und der bleibenden Verformung). 

8.2 

Ein Gerät, mit dem überprüft werden kann, ob die 
Schutzvorrichtung nicht in den Freiraum einge-
drungen ist und der Freiraum während der Prüfung 
innerhalb des Schutzbereiches der Schutzvorrich-
tung geblieben ist (siehe 3.2.2 von Anhang III-A). 
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Anhang II-B 

Geräte und Vorrichtungen für statische Prüfungen 

1. Geräte für statische Prüfungen 

1.1 

Das Gerät soll waagerechte Druck- oder Stoßbela-
stungen der Schutzvorrichtung ermöglichen. 

1.2 . 

Es ist dafür zu sorgen, daß die Belastung gleichmä-
ßig entlang der Senkrechten zur Kraftrichtung auf 
die gesamte Länge eines Gleitschuhs verteilt wird, 
dessen Länge ein genaues Mehrfaches von 50 betra-
gen und zwischen 250 mm und 700 mm liegen 
muß. 

Die senkrechte Abmessung des Gleitschuhs muß 
150 mm betragen. Die mit der Schutzvorrichtung in 
Berührung kommenden Kanten des Gleitschuhs 
müssen abgerundet sein, wobei der Abrundungsra-
dius höchstens 50 mm betragen darf. 

1.3 

Das Lager muß jedem Winkel zur Belastungsrich-
tung angepaßt werden können, so daß es bei Verfor-
mung der Schutzvorrichtung den Winkeländerun-
gen der die Belastung tragenden Fläche der Schutz-
vorrichtung folgen kann. 

1.4 

Belastungsrichtung (Abweichung von der Waage-
rechten): 

— bei Prüfungsbeginn, unbelastet: ± 2° 

— bei Prüfung unter Last: 10° oberhalb der Waage-
rechten und 20° unterhalb der Waagerechten. 
Diese Abweichungen müssen soweit wie mög-
lich verringert werden. 

1.5 

Die Verformungsgeschwindigkeit muß hinreichend 
langsam sein (weniger als 5 mm/s), damit die Bela-
stung zu jedem Zeitpunkt als statisch angesehen 
werden kann. 

2. Geräte zur Messung der von der 
Schutzvorrichtung absorbierten Energie 

2.1 

Die Kraft/Verformungskurve ist aufzuzeichnen, um 
die von der Schutzvorrichtung absorbierte Energie 
zu ermitteln. Kraft und Verformung brauchen nicht 
an dem Punkt gemessen zu werden, an dem die 
Belastung an der Schutzvorrichtung aufgebracht 

wird. Kraft und Verformung sind jedoch gleichzei-
tig auf der gleichen Linie zu messen. 

2.2 

Der Bezugspunkt der Verformungsmessungen ist 
so zu wählen, daß nur die von der Schutzvorrich-
tung und bestimmten Zugmaschinenteilen absor-
bierte Energie in die Berechnung eingeht. Die bei 
der Verformung und/oder dem Rutschen der Veran-
kerung absorbierte Energie kann unberücksichtigt 
bleiben. 

3. Verankerung 

3.1 

Verankerungsschienen sind in einem Abstand, der 
für das Verankern der Zugmaschine in allen abge-
bildeten Fällen erforderlich ist, an einer Beton-
platte in der Nähe der Prüfvorrichtung starr zu be-
festigen. 

3.2 

Die Zugmaschine ist an den Schienen durch geeig-
nete Mittel (Platten, Keile, Drahtseile, Stützen usw.) 
zu verankern, so daß sie sich während der Prüfun-
gen nicht bewegen kann. Dies ist während der 
Durchführung der Belastungen mit den üblichen 
Geräten zur Längenmessung zu kontrollieren. Be-
wegt sich die Zugmaschine, ist die gesamte Prüfung 
zu wiederholen, es sei denn, das System zur Mes-
sung der Verformungen, die für die Auswertung der 
Kraft/Verformungskurve berücksichtigt wurden, ist 
an der Zugmaschine befestigt. 

4. Vorrichtung für die Druckprüfung 

Mit einer Vorrichtung nach Anhang IV Abbildung 8 
muß es möglich sein, eine nach abwärts gerichtete 
Kraft auf die Umsturzschutzvorrichtung über einen 
etwa 250 mm breiten steifen Balken auszuüben, der 
mit der Belastungsvorrichtung über Kardangelenke 
verbunden ist. Die Achsen der Zugmaschine sind so 
abzustützen, daß die Reifen der Zugmaschine die 
Drucklast nicht zu tragen haben. 

5. Sonstige Meßgeräte 

5.1 

Ein Gerät, wie in Anhang IV, Abb. 9 abgebildet zur 
Messung der elastischen Verformung (Differenz 
zwischen der höchsten momentanen Verformung 
und der bleibenden Verformung). 
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5.2 

Ein Gerät, mit dem überprüft werden kann, ob die 
Schutzvorrichtung nicht in den Freiraum einge-
drungen ist und der Freiraum während der Prüfung 
innerhalb des Schutzbereiches geblieben ist (siehe 
3.2.2. von Anhang III-B). 

6. Symbole 

mt  (kg) 	= Bezugsmaße der Zugmaschine ge-
mäß Definition in 1.4 des Anhangs 
II 

H (mm) 	= Fallhöhe des Pendels 

H' (mm) 	= Fallhöhe des Pendels für die zusätz-
liche Prüfung 

L (mm) 	= Bezugsradstand der Zugmaschine 

I (kg m2) = Bezugsträgheitsmoment der Zug-
maschine bezogen auf die Mittel-
achse der Hinterräder ohne Berück-
sichtigung der Masse dieser Räder 

Anhang III 

Prüfverfahren 

Anhang III-A — 
Dynamische Prüfverfahren 

1. Schlag- und Druckprüfungen 

1.1 Schlag von hinten 

1.1.1 

Die Zugmaschine ist gegenüber dem Pendelgewicht 
so aufzustellen, daß das Pendelgewicht die Schutz-
vorrichtung trifft, wenn die Aufschlagfläche des Ge-
wichts und die tragenden Ketten oder Drahtseile 
zur vertikalen Ebene in einem Winkel stehen, des- 

Dies gilt nicht, wenn die Schutzvorrichtung am Be-
rührungspunkt während der Verformung in einem 
größeren Winkel zur vertikalen Ebene steht. In die-
sem Fall ist die Aufschlagfläche des Gewichts durch 
zusätzliche Mittel so einzustellen, daß die Fläche im 
Zeitpunkt maximaler Verformung am Aufschlag-
punkt parallel zur Schutzvorrichtung liegt, wobei 
die tragenden Ketten oder Drahtseile in dem o. a. 
Winkel verbleiben. 

Das Pendelgewicht ist in der erforderlichen Höhe 
so aufzuhängen, daß sich das Gewicht nicht um den 
Aufschlagpunkt dreht. 

D (mm) 	= Verformung der Schutzvorrichtung 
am Aufschlagpunkt (dynamische 
Prüfungen) bzw. Verformung an der 
Stelle und in der Richtung der Bela-
stung (statische Prüfungen) 

D' (mm) 	= Verformung der Schutzvorrichtung 
für die berechnete erforderliche 
Energie 

F (N) 	= statische Belastungskraft 

Fmax (N) 	= Höchste statische Kraft während 
der Belastung mit Ausnahme der 
Überlastung 

F' (N) 	= Kraft für die berechnete erforderli

-

che Energie 

F-D 	= Kraft/Verformungs-Schaubild 

Eis  (J) 	= Bei der Seitenbelastung zu absor

-

bierende Eingangsenergie 

Eil  (J) 	= Bei der Längsbelastung zu absorbie

-

rende Eingangsenergie 

Fv  (N) 	= Vertikale Druckkraft 

Als Aufschlagpunkt an der Umsturzschutzvorrich-
tung ist ein Punkt zu wählen, der bei etwaigem 
Umstürzen der Zugmaschine nach rückwärts den  
Boden zuerst berühren würde, normalerweise also 
der obere Rand. Der Schwerpunkt des Gewichts 
muß in Ruhestellung ein Sechstel der oberen Breite 
der Umsturzschutzvorrichtung einwärts von einer 
Vertikalebene liegen, die parallel zur Mittelebene 
der Zugmaschine verläuft und die Außenseite des 
oberen Teils der Umsturzschutzvorrichtung be-
rührt. 

Ist die Schutzvorrichtung am Aufschlagpunkt ge-
krümmt oder vorstehend, müssen Keile verwendet 
werden, mit deren Hilfe der Aufschlag dort ange-
setzt werden kann, ohne dadurch die Schutzvorrich-
tung zu verstärken. 

1.1.2 

Die Zugmaschine ist am Boden mit vier Drahtseilen 
zu verspannen, jeweils eines an jedem Ende der 
beiden Achsen gemäß Abb. 5 in Anhang IV. Die vor-
deren und rückwärtigen Befestigungspunkte müs-
sen so weit entfernt sein, daß die Drahtseile einen 
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Winkel von weniger als 30° mit dem Boden bilden. 
Die rückwärtigen Verbindungen müssen außerdem 
so angebracht sein, daß der Konvergenzpunkt der 
beiden Drahtseile in der vertikalen Ebene liegt, auf 
der sich der Schwerpunkt des Blocks bewegt. 

Die Drahtseile müssen so gespannt sein, daß die 
Reifen die in 6.2 von Anhang II-A genannten Ver-
formungen erfahren. 

Nach dem Verspannen der Halteseile ist ein Kant-
holz an der Vorderseite der Hinterräder anzulegen 
und am Boden zu befestigen. 

1.1.3 

Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung ist der Ge-
lenkpunkt außerdem durch ein Kantholz von min-
destens 100 mm x 100 mm Querschnitt abzustützen 
und fest am Boden zu verankern. 

1.1.4 

Das Fallgewicht wird nach rückwärts gezogen, bis 
sich die Höhe seines Schwerpunkts über der des 
Aufschlagpunkts befindet, dessen Wert nach einer 
der nachstehenden Formeln bestimmt wird: 

H=2,165 x 10 -8  mtL2 
 oder H=5,73 x 10-2  I 

Das Fallgewicht wird losgelassen, so daß es gegen 
die Umsturzschutzvorrichtung schlägt. 

1.2 Schlag von vorn 

1.2.1 

Die Zugmaschine ist gegenüber dem Pendelgewicht 
so aufzustellen, daß das Pendelgewicht die Schutz-
einrichtung trifft, wenn die Aufschlagfläche des Ge-
wichts und die tragenden Ketten oder Drahtseile 
zur vertikalen Ebene in einem Winkel stehen. des- 

Dies gilt nicht, wenn die Schutzvorrichtung am Be-
rührungspunkt während der Verformung in einem 
größeren Winkel zur vertikalen Ebene steht. In die-
sem Fall ist die Aufschlagfläche des Gewichts durch 
zusätzliche Mittel so einzustellen, daß die Fläche im 
Zeitpunkt maximaler Verformung am Aufschlag-
punkt parallel zur Schutzvorrichtung liegt, wobei 
die tragenden Ketten oder Drahtseile in dem o. a. 
Winkel verbleiben. 

Das Pendelgewicht ist in der erforderlichen Höhe 
so aufzuhängen, daß sich das Gewicht nicht um den 
Aufschlagpunkt dreht. 

Als Aufschlagpunkt an der Umsturzschutzvorrich-
tung. ist ein Punkt zu wählen, der bei etwaigem 
Umstürzen der Zugmaschine seitwärts bei der Vor-
wärtsfahrt den Boden zuerst berühren würde, nor-
malerweise also die vordere obere Ecke. Der 
Schwerpunkt des Gewichts darf nicht mehr als 
80 mm einwärts von einer Vertikalebene liegen, die 
parallel zur Mittelebene der Zugmaschine verläuft 
und die Außenseite des oberen Teils der Umsturz-
schutzvorrichtung berührt. 

Ist die Schutzvorrichtung am Aufschlagpunkt ge-
krümmt oder vorstehend, müssen Keile verwendet 
werden, mit deren Hilfe der Aufschlag dort ange-
setzt werden kann, ohne dadurch die Schutzvorrich-
tung zu verstärken. 

1.2.2 

Die Zugmaschine ist am Boden mit vier Drahtseilen 
zu verspannen, jeweils eines an jedem Ende der 
beiden Achsen gemäß Abbildung 5 in Anhang IV. 
Die vorderen und rückwärtigen Befestigungs-
punkte müssen so weit entfernt sein, daß die Draht-
seile einen Winkel von nicht weniger als 30° mit 
dem Boden bilden. Die rückwärtigen Verbindungen 
müssen außerdem so angebracht sein, daß der Kon-
vergenzpunkt der beiden Drahtseile in der vertika-
len Ebene liegt, auf der sich der Schwerpunkt des 
Blocks bewegt. 

Die Drahtseile müssen so gespannt sein, daß die 
Reifen die in 6.2 von Anhang II-A genannten Ver-
formungen erfahren. 
Nach dem Verspannen der Halteseile ist ein Kant-
holz an der Hinterseite der Hinterräder anzulegen 
und am Boden zu befestigen. 

1.2.3 

Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung ist der Ge-
lenkpunkt außerdem durch ein Kantholz von min-
destens 100 mm x 100 mm Querschnitt abzustützen 
und fest am Boden zu verankern. 

1.2.4 

Das Fallgewicht wird nach rückwärts gezogen, bis 
sich die Höhe seines Schwerpunkts über dem Auf-
schlagpunkt befindet, der nach einer der nachste-
henden Formeln entsprechend der Bezugsmaße der 
zu prüfenden Zugmaschinen bestimmt wird: 

H = 25+0,07 mt  für Zugmaschinen mit einer Bezugs-
masse von weniger als 2 000 kg, 

H =125 + 0,02 mt  für Zugmaschinen mit einer Bezugs-
masse von mehr als 2 000 kg. 

Das Fallgewicht wird losgelassen, so daß es gegen 
die Schutzvorrichtung schlägt. 

1.3 Seitlicher Schlag 

1.3.1 

Die Zugmaschine ist gegenüber dem Fallgewicht so 
aufzustellen, daß es zu dem Zeitpunkt auf die Um-
sturzschutzvorrichtung auftrifft, zu dem die Auf-
schlagstelle des Gewichts mit den Halteketten bzw. 
Halteseilen eine Senkrechte bildet, es sei denn, daß 
die Umsturzschutzvorrichtung an der Aufschlag-
stelle während der Verformung nicht senkrecht 
steht. In diesem Fall muß die Aufschlagfläche des 
Gewichts mit der Aufschlagfläche an der Umsturz-
schutzvorrichtung zum Zeitpunkt der größten Ver-
formung durch eine Zusatzeinrichtung parallel aus- 
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gerichtet werden; die Halteketten bzw. Halteseile 
bleiben dabei senkrecht. 

Die Aufhängungshöhe des Pendelgewichtes muß 
eingestellt werden; auch sind Vorkehrungen zu tref-
fen, daß sich das Gewicht nicht um den Aufschlag-
punkt dreht. 

Als Aufschlagpunkt an der Umsturzschutzvorrich-
tung ist ein Punkt zu wählen, der bei etwaigem 
Umstürzen der Zugmaschine nach der Seite den 
Boden zuerst berühren würde, normalerweise also 
der obere Rand. Wenn nicht mit Sicherheit fest-
steht, daß auf dieser Kante der Umsturzschutzvor-
richtung kein anderes Element den Boden zuerst 
berührt, wird der Aufschlagpunkt in der Querebene 
festgelegt, die zur Längsmittelebene der Zugma-
schine rechtwinkelig verläuft und 200 mm vor dem 
Sitzbezugspunkt liegt, wobei der Sitz in der Längs-
ebene in Mittelstellung steht. 

1.3.2 

Die Zugmaschinenräder auf der Aufschlagseite 
müssen am Boden mit Drahtseilen befestigt wer-
den, die über die entsprechenden Enden der Vor-
der- und Hinterachsen verlaufen. Die Drahtseile 
sind so zu spannen, daß auf der Aufschlagseite die 
Reifenverformung gemäß 6.2 von Anhang II-A er-
reicht wird. 

Nach dem Anspannen der Seile ist ein Kantholz auf 
den Boden zu legen, auf der dem Schlag entgegen-
gesetzten Seite gegen die Reifen zu drücken und 
dann am Boden zu befestigen. Wenn die Außensei-
ten der Vorder- und Hinterreifen nicht in der 
gleichen vertikalen Ebene liegen, können ggf. zwei 
Kanthölzer erforderlich sein. 

Sodann ist ein Balken gemäß Abbildung 7 in An-
hang IV an der Felge des Rades anzusetzen, das 
sich gegenüber dem Aufschlag befindet, fest gegen 
die Felge zu schieben und dann am Boden zu befe-
stigen. 

Die Länge des Balkens ist so auszuwählen, daß er 
mit dem Boden einen Winkel von 30 ± 3° bildet, 
wenn er an der Felge angesetzt ist. Außerdem muß 
seine Länge möglichst zwischen 20- und 25mal und 
seine Breite zwei- bis dreimal größer sein als seine 
Höhe. Die Balken müssen an beiden Enden gemäß 
Abbildung 7 von Anhang IV ausgebildet sein. 

1.3.3 

Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung ist der Ge-
lenkpunkt außerdem durch ein Kantholz von min-
destens 100 mm x 100 mm Querschnitt und zusätz-
lich seitlich durch eine Vorrichtung ähnlich dem 
Balken, der das Hinterrad festhält, abzustützen. 
Der Gelenkpunkt ist dann fest am Boden zu veran-
kern. 

1.3.4 

Das Fallgewicht wird so weit nach rückwärts gezo-
gen, bis sich die Höhe seines Schwerpunktes gegen-
über dem Aufschlagpunkt befindet, der nach einer 

der nachstehenden Formeln entsprechend der Be-
zugsmasse der zu prüfenden Zugmaschinen be-
stimmt wird: 

H = 25 + 0,20 mt  für Zugmaschinen mit einer Bezugs-
masse von weniger als 2 000 kg, 

H = 125 + 0,15 mt  für Zugmaschinen mit einer Bezugs-
masse von mehr als 2 000 kg. 

Dann wird das Fallgewicht losgelassen, so daß es 
gegen die Schutzvorrichtung schlägt. 

1.4 Druckprüfung hinten 

Der Druckbalken ist über das hinterste tragende 
Teil der Schutzvorrichtung zu legen, die Resultie-
rende aus den Druckkräften muß sich in der Mittel-
ebene der Zugmaschine befinden. 

Eine Kraft Fv  = 20 mt  ist anzuwenden. 

Kann der hintere Teil des Daches der Schutzvor-
richtung die volle Druckbelastung nicht aufnehmen, 
so wird die Kraft so lange angewandt, bis das Dach 
so weit verformt ist, daß es in die Ebene fällt, die 
das Oberteil der Umsturzschutzvorrichtung mit 
demjenigen hinteren Teil der Zugmaschine verbin-
det, das im Stande ist, die Masse der umgestürzten 
Zugmaschine aufzunehmen. 

Die Belastung wird dann aufgehoben und die Zug-
maschine oder die Belastung derart neu eingerich-
tet, daß der Druckbalken sich über dem Punkt der 
Schutzvorrichtung befindet, der die Zugmaschine 
bei einem vollständigen Überschlag tragen würde. 

Die Kraft Fv  ist dann anzuwenden. 

Die Kraft ist mindestens 5 Sekunden lang aufzu-
bringen, nachdem keinerlei optisch wahrnehmbare 
Verformung mehr sichtbar ist. 

1.5 Druckprüfung vorn 

Der Druckbalken ist über das vorderste tragende 
Teil der Schutzvorrichtung zu legen und die Resul-
tierende aus den Druckkräften in die Mittelebene 
der Zugmaschine zu legen. 

Eine Kraft Fv = 20 mt  ist anzuwenden. 

Kann das Vorderteil des Daches der Schutzvorrich-
tung die volle Belastung nicht aufnehmen, so wird 
die Kraft so lange angewandt, bis das Dach so weit 
verformt ist, daß es in die Ebene fällt, die das Ober-
teil der Schutzvorrichtung mit demjenigen Vorder-
teil der Zugmaschine verbindet, die im Stande ist, 
die Masse der umgestürzten Zugmaschine aufzu-
nehmen. 

Die Belastung wird dann aufgehoben und die Zug-
maschine oder die Belastung derart neu eingestellt, 
daß der Druckbalken sich über dem Punkt der 
Schutzvorrichtung befindet, der die Zugmaschine 
bei einem vollständigen Überschlag tragen würde. 

Die Kraft Fv  ist dann anzuwenden. 
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Die Kraft ist mindestens 5 Sekunden lang aufzu-
bringen, nachdem keinerlei optisch wahrnehmbare 
Verformung mehr sichtbar ist. 

1.6 Zusätzliche Prüfungen 

1.6.1 

Ergeben sich bei einem Schlag erhebliche Brüche 
oder Risse, ist ein zweiter ähnlicher Schlag, jedoch 
von einer Fallhöhe 

unmittelbar nach dem Schlag durchzuführen, der 
zu diesen Brüchen oder Rissen geführt hat, wobei 
„a" das Verhältnis zwischen der bleibenden und der 
elastischen Verformung (a = Dp/De), gemessen am 
Aufschlagpunkt, ist. 

Die durch den zweiten Schlag aufgetretene blei-
bende zusätzliche Verformung darf 30 % der blei-
benden Verformung, die durch den ersten Schlag 
hervorgerufen wurde, nicht überschreiten. 

Um die zusätzliche Prüfung durchführen zu kön-
nen, ist bei allen Schlagprüfungen die elastische 
Verformung zu messen. 

1.6.2 

Ergeben sich bei einer Druckprüfung erhebliche 
Brüche oder Risse, ist eine zweite ähnliche Druck-
prüfung, jedoch mit einer Kraft 1,2 F v, unmittelbar 
nach der Druckprüfung durchzuführen, die zu die-
sen Brüchen oder Rissen geführt hat. 

2. Freiraum 

2.1 

Der Freiraum ist in Abbildungen 1, 2a, 2b, 2c, 2d und 
2e von Anhang IV dargestellt. 

Der Freiraum wird ausgehend von einer „senkrech-
ten Bezugsebene" festgelegt, die im allgemeinen die 
Längsmittelebene der Zugmaschine ist und durch 
den Sitzbezugspunkt und den Mittelpunkt des 
Lenkrades verläuft. Es wird angenommen, daß sich 
die Bezugsebene bei Belastung horizontal mit dem 
Sitz' und dem Lenkrad verschiebt, jedoch in einer 
senkrechten Lage zum Boden der Zugmaschine 
bzw. der Schutzvorrichtung verbleibt, wenn die 
Schutzvorrichtung elastisch aufgehängt ist. 

2.2 ' 

Der Raum wird von folgenden Ebenen begrenzt, 
wobei sich die Zugmaschine auf einer horizontalen 
Fläche befindet und das Lenkrad, falls verstellbar, 
in normaler Stellung für einen sitzenden Führer 
eingestellt ist: 

 2.2.1 

Eine horizontale Ebene — A 1B1B2A2  — 900 mm 
über dem Sitzbezugspunkt. 

2.2.2 

Eine geneigte Ebene — H 1H2G2G1  — senkrecht zur 
vertikalen Bezugsebene verlaufend und einen 
900 mm direkt über dem Sitzbezugspunkt und dem 
hintersten Punkt der Rückenlehne befindlichen 
Punkt enthaltend. 

2.2.3 

Eine zylindrische Fläche — A1A2H2H1  — senkrecht 
zur Bezugsebene mit einem Radius von 120 mm, die 
tangential an die in 2.2.1 und 2.2.2 festgelegten Ebe-
nen anschließt. 

2.2.4 

Eine senkrecht zur Bezugsebene verlaufende zylin-
drische Fläche — B 1C 1C2B2  — mit einem Radius 
von 900 mm, die die in 2.2.1 beschriebene und von 
ihr tangential berührte Ebene um 400 mm nach 
vorn verlängert und einer 150 mm vor dem Sitzbe-
zugspunkt verlaufenden horizontalen Linie folgt. 

2.2.5 

Eine senkrecht zur Bezugsebene verlaufende ge-
neigte Ebene — C 1D 1D2C2  —, die die in 2.2.4 be-
schriebene Fläche durch einen 40 mm vom äußeren 
Rand des Lenkrads entfernten Punkt führend ver-
längert. 

2.2.6 

Eine vertikale Ebene — D 1K1ElE2K2D2  — senkrecht 
zur Bezugsebene, die 40 mm vor dem äußeren Rand 
des Lenkrades verläuft. 

2.2.7 

Eine horizontale Ebene — E 1F1P1N1N2P2F2E2  -, die 
durch den Sitzbezugspunkt führt. 

2.2.8 

Eine krummlinige Fläche — G 1L1M1N1N2M2L2G2  — 
senkrecht zur Bezugsebene und den rückwärtigen 
Teil der Sitzrückenlehne berührend. 

2.2.9 

Zwei vertikale Ebenen — K 1 I 1F1E 1  und K2I2F2E2  — 
parallel  zur Bezugsebene, 250 mm beiderseitig die-
ser Ebene und nach oben 300 mm über der horizon-
talen Ebene, die durch den Sitzbezugspunkt führt, 
begrenzt. 

2.2.10 

Zwei geneigte und parallele Ebenen —
A1B 1C1D1K1 I 1L1G1H1  und A2B2C2D2K2I2L2G2H2  — 
ausgehend vom oberen Rand der unter 2.2.9 festge-
legten Ebenen und die in 2.2.1 festgelegte horizon-
tale Ebene mindestens 100 mm oberhalb der Be-
zugsebene auf der Seite berührend, wo der Schlag 
angesetzt wird. 
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2.2.11 

Zwei beidseitig im Abstand von 200 mm parallel zur 
Bezugsebene verlaufende vertikale Ebenen — 
Q1P1N1M1  und Q2P2N2M2  —, die nach oben 300 mm 
über der durch den Sitzbezugspunkt führenden ho-
rizontalen Ebene begrenzt sind. 

2.2.12 

Zwei Abschnitte — I 1Q1P1F1  und I2Q2P2F2  — einer 
vertikalen Ebene, senkrecht zur Bezugsebene und 
350 mm vor dem Sitzbezugspunkt führend. 

2.2.13 

Zwei Abschnitte — I 1Q1M1L1  und I2Q2M2L2  — der 
horizontalen Ebene, die 300 mm oberhalb des Sitz-
bezugspunkts verläuft. 

2.3 Sitzstellung und Sitzbezugspunkt 

2.3.1 Sitzbezugspunkt 

2.3.1.1 

Den Sitzbezugspunkt erhält man unter Verwen-
dung des in Abbildungen 3a und 3b von Anhang IV 
dargestellten Gerätes. Das Gerät besteht aus einer 
Sitzpfanne und zwei Brettern für die Rückenpartie. 
Das untere Brett der Rückenstütze ist in der Ge-
gend des Sitzbeines (A) und der Lenden (B) gelen-
kig angeschlossen, das Gelenk (B) ist höhenverstell-
bar. 

2.3.1.2 

Bezugspunkt ist der Punkt in der Längsmittelebene 
des Sitzes, in dem sich die Tangentialebene an den 
unteren Teil der Rückenstütze mit einer Horizon-
talebene schneidet, die ihrerseits die Unterseite der 
Sitzpfanne im Abstand von 150 mm vor der oben 
erwähnten Tangentialebene durchstößt. 

2.3.1.3 

Das Gestell wird auf den Sitz aufgesetzt und mit 
einem Druck von 550 N an einem Punkt belastet, 
der 50 mm vor dem Gelenk (A) liegt, und die beiden 
Bretter der Rückenstütze werden leicht tangential 
gegen die Rückenlehne gedrückt. 

2.3.1.4 

Ist nicht an jedem Teil der Rückenlehne (unterhalb 
und oberhalb der Lendengegend) eine Tangenti-
alanlage möglich, so ist folgendermaßen vorzuge-
hen: 

— ist im Bereich unterhalb der Lenden keine Tan-
gentialanlage möglich, wird das untere Brett der 
Rückenstütze vertikal gegen die Rückenstütze 
gedrückt; 

— ist keine Tangentialanlage oberhalb der Lenden 
möglich, wird das Gelenk (B) auf eine Höhe von 
230 mm über der Unterseite der Sitzpfanne ein-
gestellt, wobei das Brett der Rückenstütze senk-
recht zur Sitzpfanne steht. 

Dann werden die beiden Bretter der Rücken-
stütze leicht gegen die Rückenlehne gedrückt. 

2.3.2 

Sitzeinstellung zur Bestimmung der Lage des Sitz-
bezugspunktes. 

2.3.2.1 

Ist der Sitz verstellbar, ist er so weit wie möglich 
nach oben und nach hinten zu stellen. 

2.3.2.2 

Ist die Neigung der Sitzlehne und der Sitzschale 
verstellbar, so sind diese so einzustellen, daß der 
Sitzbezugspunkt so weit hinten und oben wie mög-
lich liegt. 

2.3.2.3 

Ist der Sitz mit einer Federung ausgestattet, ist er 
in der Mitte des Schwingungsbereiches festzustel-
len, sofern der Sitzhersteller nicht eindeutig etwas 
anderes angibt. 

3. Messungen 

3.1 Brüche und Risse 

Nach jeder Prüfung sind die tragenden Bauelemen-
te, Verbindungen und Befestigungsteile an der Zug-
maschine einer Sichtprüfung und auf Brüche oder 
Risse zu unterziehen, wobei jedoch kleine Risse an 
unbedeutenden Teilen nicht berücksichtigt zu wer-
den brauchen. 

Beschädigungen, die durch die Kanten des Pendel-
gewichts verursacht wurden, können vernachlässigt 
werden. 

3.2 Freiraum 

3.2.1 

Bei jedem Versuch ist zu prüfen, ob Teile der Um-
sturzschutzvorrichtung in den Freiraum um den 
Führersitz gemäß Nummer 2 eingetreten sind. 

3.2.2 

Außedem ist zu prüfen, ob die Freiraumzone an 
irgendeiner Stelle nicht mehr in die Schutzzone der 
Umsturzschutzvorrichtung fällt. Dabei wird ange-
nommen, daß dieser Fall dann vorliegt, wenn ein 
Teil der Freiraumzone nach dem Umstürzen der 
Zugmaschine nach der Seite, gegen die der Schlag 
geführt worden ist, mit dem ebenen Boden in Be-
rührung kommen würde. Bei dieser Prüfung wer-
den die vom Hersteller für die Reifen und die Spur-
weite angegebenen kleinsten Werte berücksichtigt. 
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3.3 Elastische Verformung (bei seitlichem Schlag) 

Die elastische Verformung ist 900 mm über dem 
Sitzbezugspunkt in einer vertikalen Ebene zu mes-
sen, die durch den Aufschlagpunkt führt. Für diese 
Messung sind Geräte nach Abbildung 9 von An-
hang IV zu verwenden. 

Anhang III-B 

Prüfverfahren (statische Prüfungen) 

1. Belastungen und Druckprüfungen 

1.1 Belastung hinten 

1.1.1 

Die Last ist waagerecht parallel zur senkrechten 
Mittelebene der Zugmaschine aufzubringen. 

Der Lastangriffspunkt muß der Teil der Schutzvor-
richtung sein, der voraussichtlich den Boden bei 
rückwärtigem Überschlagen zuerst berührt, norma-
lerweise die obere Kante. Die senkrechte Ebene, in 
der die Belastung angesetzt wird, muß in einer Ent-
fernung von einem Drittel der äußeren Breite des 
oberen Teiles der Schutzvorrichtung, von der Mit-
tellinie gemessen, liegen. 

Ist die Schutzvorrichtung an diesem Punkt ge-
krümmt oder vorstehend, müssen Keile verwendet 
werden, mit deren Hilfe die Belastung dort ange-
setzt werden kann, ohne dadurch die Schutzvorrich-
tung zu verstärken. 

1.1.2 

Der Aufbau nach 1.3.1 Anhang II ist gemäß der Be-
schreibung in 3 Anhang II-B am Boden zu veran-
kern. 

1.1.3 

Die von der Schutzvorrichtung während der Prü-
fung absorbierte Energie muß mindestens 

Eil  = 2,165 x 10 -7  mtL2  
oder 
Eil  = 0,574 x I 

betragen. 

1.2 Belastung vorn 

1.2.1 

Die Last ist waagerecht parallel zur senkrechten 
Mittelebene der Zugmaschine aufzubringen. 

3.4 Bleibende Verformung 

Nach der letzten Druckprüfung wird die bleibende 
Verformung der Umsturzschutzvorrichtung ermit-
telt. Zu diesem Zweck wird vor der Prüfung die 
Lage der wesentlichen Teile der Umsturzschutzvor-
richtung gegenüber dem Sitzbezugspunkt festge-
stellt. 

Als Lastangriffspunkt an der Umsturzschutzvor-
richtung ist ein Punkt zu wählen, der bei einem seit-
lichen Umsturz der vorwärts fahrenden Maschine 
den Boden zuerst berühren würde, normalerweise 
also die obere Kante. Der Lastangriffspunkt muß 
sich in einem Abstand von einem Sechstel der 
Breite des oberen Teils der Schutzvorrichtung ein-
wärts von einer senkrechten Ebene befinden, die 
parallel zur Mittelebene der Zugmaschine verläuft 
und die Außenseite des oberen Teils der Umsturz-
schutzvorrichtung berührt. 

Ist die Schutzvorrichtung an diesem Punkt ge-
krümmt oder vorstehend, müssen Keile verwendet 
werden, mit deren Hilfe die Belastung dort ange-
setzt werden kann, ohne dadurch die Schutzvorrich-
tung zu verstärken. 

1.2.2 

Der Aufbau nach 1.3.1 Anhang II ist am Boden ge-
mäß der Beschreibung in 3 Anhang II-B am Boden 
zu verankern. 

1.2.3 

Die von der Schutzvorrichtung während des Ver-
suchs absorbierte Energie muß mindestens 

Ei1  = 500 + 0,5 mt  

betragen. 

1.3 Seitliche Belastung 

1.3.1 

Die Belastung erfolgt waagerecht und rechtwinklig 
zur senkrechten Mittelebene der Zugmaschine und 
so nah wie möglich am Schwerpunkt der Zugma-
schine vorbeiführend. 

Der Lastangriffspunkt muß der Teil der Schutzvor-
richtung sein, der voraussichtlich den Boden bei 
seitlichem Umstürzen zuerst berührt, normaler-
weise die obere Kante. 
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1.3.2 

Der Aufbau nach 1.3.1 Anhang II ist am Boden ge-
mäß der Beschreibung in 3 Anhang II-B am Boden 
zu verankern. 

1.3.3 

Die von der Schutzvorrichtung während des Ver-
suchs absorbierte Energie muß mindestens 

Eis  = 1,75 mt  
betragen. 

1.4 Druckprüfung hinten 

Vorgehen nach 1.4 von Anhang III -A. 

1.5 Druckprüfung vorn 

Vorgehen nach 1.5 von Anhang III -A. 

1.6 Überlastprüfung 

1.6.1 

Wenn eine waagerechte Belastungsprüfung Risse, 
Brüche oder Verbiegungen zur Folge hat, kann eine 
Überlastprüfung erforderlich sein, um die Restfe-
stigkeit der Schutzvorrichtung festzustellen und zu 
gewährleisten, daß diese ausreicht, um weitere Um-
stürze zu überstehen (s. Abbildungen 10a, 10b und 
10c). 

Die Überlastprüfung ist in jedem Fall erforderlich, 
wenn die Kraft während der letzten 5 % der erreich-
ten Verformung um mehr als 3 % abnimmt, wenn 
die erforderliche Energie von der Schutzvorrich-
tung absorbiert wird (s. Abbildung 10b). 

1.6.2 

Die Überlastprüfung besteht darin, die waagerechte 
Belastung in Schritten von 5 % der zu Beginn erfor-
derlichen Energie bis zu höchstens 20% der hinzu-
gefügten Energie fortzusetzen (s. Abbildung 10c). 

1.6.2.1 

Die Überlastprüfung gilt als zufriedenstellend, 
wenn die Kraft nach jeder Erhöhung der erforderli-
chen Energie in Schritten von 5%, 10% und 15% bei 
jedem 5 %-Schritt um weniger als 3% abnimmt und 
auch weiterhin über 0,8 Fmax  beträgt. 

1.6.2.2 

De Überlastprüfung gilt als zufriedenstellend, wenn 
die Kraft, nachdem die Schutzvorrichtung 20 % der 
hinzugeführten Energie absorbiert hat, auch weiter-
hin über 0,8 Fmax  beträgt. 

1.6.2.3 

Zusätzliche Brüche oder Risse und/oder das Ein-
dringen der Schutzvorrichtung in die Freiraumzone 
oder der fehlende Schutz dieser Zone aufgrund ei-
ner elastischen Verformung sind während dieser 

Überlastprüfung zulässig. Nach dem Aufsetzen der 
Überlastung darf die Schutzvorrichtung die Zone 
jedoch nicht verletzen, und die Zone muß vollstän-
dig geschützt sein. 

1.7 Drucküberlastprüfung 

Ergeben sich bei der Druckprüfung erhebliche Brü-
che oder Risse, ist eine zweite ähnliche Druckprü-
fung, jedoch mit einer Kraft von 1,2 F v, unmittelbar 
nach der Druckprüfung durchzuführen, die zu die-
sen Brüchen oder Rissen geführt hat. 

2. Freiraum 

Entsprechend Freiraum nach Nummer 2 von An-
hang III-A mit der Ausnahme, daß an Stelle des 
Wortes „Schlag" in der letzten Zeile von 2.2.10 das 
Wort „Belastung" tritt. 

3. Messungen 

3.1 Brüche und Risse 

3.1.1 

Nach jeder Prüfung sind die tragenden Bauelemen-
te, Verbindungen und Befestigungsteile einer Sicht-
prüfung auf Brüche oder Risse zu unterziehen, wo-
bei jedoch kleine Risse an unbedeutenden Teilen 
nicht berücksichtigt zu werden brauchen. 

3.2 Freiraum 

Bei jedem Versuch ist die Schutzvorrichtung dar-
aufhin zu prüfen, ob Teile derselben die Freiraum

-

zone um den Führersitz gemäß 2, verletzt haben. 

Außerdem ist nachzuprüfen, ob sich ein Teil der 
Freiraumzone außerhalb der Schutzzone der 
Schutzvorrichtung befindet. Man geht hier davon 
aus, daß ein Teil der Freiraumzone außerhalb der 
Schutzzone der Schutzvorrichtung liegt, wenn ein 
Teil der Freiraumzone nach dem Umstürzen der 
Zugmaschine nach der Seite, an der die Belastung 
aufgebracht wurde, mit dem Boden in Berührung 
kommen würde. Es werden die vom Hersteller für 
die Reifen und die Spurweite angegebenen klein-
sten Werte berücksichtigt. 

3.3 Elastische Verformung (bei Seitenbelastung) 

Die elastische Verformung ist 900 mm über dem 
Sitzbezugspunkt in der vertikalen Ebene zu mes-
sen, in der die Belastung angesetzt wird. Für diese 
Messung können Geräte nach Abbildung 9 An-
hang IV verwendet werden. 

3.4 Bleibende Verformung 

Nach den letzten Druckprüfungen wird die blei-
bende Verformung der Schutzvorrichtung ermittelt. 
Zu diesem Zweck wird vor der Prüfung die Lage der 
wesentlichen Teile der Schutzvorrichtung gegen-
über dem Sitzbezugspunkt festgestellt. 
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Anhang IV 

Abbildungen 

Abbildung 1 

Freiraum — 3/4-Sicht von hinten 
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Abbildung 2a 
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Anmerkung: Die gezeigte Umsturzschutzvorrichtungs-Form dient nur zur Veranschaulichung des Versuchs und als 
dimensioneller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift anzusehen. 
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Anmerkung: Die gezeigte Umsturzschutzvorrichtungs-Form dient nur zur Veranschaulichung der Prüfung und als 
dimensioneller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift anzusehen. 

Anmerkung: Die gezeigte Umsturzschutzvorrichtung dient nur zur Veranschaulichung des Versuchs und als dimensio-
neller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift anzusehen. 
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Anmerkung: Die gezeigte Umsturzschutzvorrichtungs-Form dient nur zur Veranschaulichung der Prüfung und als 
dimensioneller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift anzusehen. 
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Anhang V 

1) Unzutreffendes streichen 
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1) Unzutreffendes streichen 
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Anhang VI 

Kennzeichnung 

Das EWG-Prüfzeichen besteht aus: 

— einem Rechteck, in dessen Innenfeld der Buch-
stabe „e" und die Kennzahl oder die Kennbuch-
staben des Mitgliedstaats stehen, der die Bau-
artgenehmigung erteilt hat: 

1 für Deutschland, 
2 für Frankreich, 
3 für Italien, 
4 für die Niederlande, 
6 für Belgien, 
11 für das Vereinigte Königreich, 
13 für Luxemburg, 
18 für Dänemark, 

IRL für Irland, 
GR für Griechenland; 

— einer EWG-Prüfnummer an einer beliebigen 
Stelle unter und in der Nähe des Rechtecks, die 
der Nummer des EWG-Bauartgenehmigungsbo-
gens für den betreffenden Typ einer Schutzvor-
richtung betreffend ihre Festigkeit sowie die Fe-
stigkeit ihrer Befestigung an der Zugmaschine 
entspricht; 

— je nachdem, ob es sich um einen statischen oder 
dynamischen Prüfversuch handelt, den Buchsta-
ben V oder SV, gefolgt von der Zahl 1, was be-
deutet, daß es sich um einen Schutzvorrich-
tungstyp mit hinten angebrachtem Überrollbü-
gel, Überrollrahmen oder Schutzkabine handelt, 
der für eine Schmalspurzugmaschine bestimmt 
ist, und dessen obere Freiraumgrenze sich 900 
mm über dem Sitzbezugspunkt befindet. 

Legende: Die Schutzvorrichtung mit dem oben angegebe-
nen EWG-Prüfzeichen ist eine des Typs mit hinten ange-
brachtem Überrollbügel, Überrollrahmen oder Schutzka-
bine; sie ist einem dynamischen Prüfversuch unterzogen 
worden und für eine Schmalspurzugmaschine (V 1) be-
stimmt, für die in Frankreich (e2) unter der Nummer 431 
eine EWG-Bauartgenehmigung erteilt wurde. 
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1) Gegebenenfalls angeben, ob es sich um eine erste, zweite usw. Erweiterung der ursprünglichen EWG-Bauartgenehmi-
gung handelt. 

2) Nichtzutreffendes streichen. 
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Anhang VIII 

Bedingungen für die Erteilung der EWG -Betriebserlaubnis 

1. Der Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebser-
laubnis für einen Zugmaschinentyp in bezug 
auf die Festigkeit der Umsturzschutzvorrich-
tung und ihrer Befestigung an der Zugma-
schine wird vom Hersteller der Zugmaschine 
oder seines Beauftragten eingereicht. 

2. Dem betreffenden technischen Dienst ist zur 
Erteilung der Betriebserlaubnis ein repräsenta-
tiver Zugmaschinentyp mit einer Umsturz-
schutzvorrichtung und ihrer Befestigung vorzu-
führen, für die ordnungsgemäße Bauartgeneh-
migungen vorliegen. 

3. Der betreffende technische Dienst prüft, ob der 
Typ der Schutzvorrichtung, für die eine Bauart-
genehmigung vorliegt, für den Zugmaschinen-
typ bestimmt ist, für den eine Betriebserlaub-
nis beantragt wird. Er prüft insbesondere, ob 
die Befestigung der Schutzvorrichtung derjeni-
gen entspricht, die bei der EWG-Bauartgeneh-
migung geprüft wurde. 

4. Der Inhaber der EWG-Betriebserlaubnis kann 
beantragen, daß diese für andere Schutzvor-
richtungstypen erweitert wird. 

5. Die zuständigen Behörden gewähren diese Er-
weiterung unter folgenden Bedingungen: 

5.1 für den neuen Typ einer Umsturzschutzvorrich-
tung und ihrer Befestigung an der Zugma-
schine liegt eine EWG-Bauartgenehmigung 
vor; 

5.2 sie ist für den Zugmaschinentyp bestimmt, für 
den die Erweiterung der EWG-Betriebserlaub-
nis beantragt wird; 

5.3 die Befestigung der Schutzvorrichtung an der 
Zugmaschine entspricht derjenigen, die bei Er-
teilung der EWG-Bauartgenehmigung geprüft 
wurde. 

6. Dem EWG-Betriebserlaubnisbogen wird bei je-
der Erteilung oder Versagung einer Betriebser-
laubnis oder ihrer Erweiterung ein Bogen ent-
sprechend dem Muster des Anhangs IX beige-
fügt. 

7. Wird der Antrag auf Erteilung einer EWG-Be-
triebserlaubnis für einen Zugmaschinentyp zur 
gleichen Zeit wie der Antrag auf Erteilung der 
EWG-Bauartgenehmigung für einen bestimm-
ten Typ einer Umsturzschutzvorrichtung für 
den Zugmaschinentyp eingereicht, für den eine 
EWG-Betriebserlaubnis beantragt wird, so wer-
den die Nummern 2 und 3 gegenstandslos. 
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1) Gegebenenfalls angeben, ob es sich um eine erste, zweite usw. Erweiterung der ursprünglichen EWG-Bauartgenehmi-
gung handelt. 

2) Nichtzutreffendes streichen. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Dieser Richtlinienvorschlag fällt in den Rahmen 
des EWG-Abnahmeverfahrens gemäß der Richtlinie 
74/150/EWG vom 4. März 1974 1 ). 

Er betrifft die Vorschriften für Umsturzvorrichtun-
gen an landwirtschaftlichen Schmalspurzugmaschi-
nen auf Rädern (sogenannte „Weinbauzugmaschi-
nen"), d. h. Zugmaschinen, die an beiden Achsen 
eine Spurweite von weniger als 1 150 mm haben. 
Diese Richtlinie ergeht zusätzlich zu den beiden be-
reits vom Rat verabschiedeten Richtlinien über 
Umsturzschutzvorrichtungen an Standardzugma-
schinen, d. h. an Zugmaschinen mit einer Spurweite 
von mehr als 1 150 mm an beiden Achsen, nämlich 
der Richtlinie 77/536/EWG 2) betreffend die dynami-
schen Prüfversuche und die Richtlinie 79/622/ 
EWG 3) betreffend die statischen Prüfversuche. Es 
war notwendig, bei diesen Schmalspurzugmaschi-
nen unter Beibehaltung der Begriffe „dynamischer 
Prüfversuch" und „statischer Prüfversuch" je nach 
Bauart der Umsturzschutzvorrichtung zwischen 
zwei Fällen zu unterscheiden, nämlich zwischen 
Schutzvorrichtungen mit zwei oder vier hinter dem 
Führersitz angebrachten Pfosten und solchen mit 
zwei vor dem Führersitz angebrachten Pfosten. Die-
ser Vorschlag betrifft den ersten Fall, für den zwei-
ten Fall wird so bald wie möglich ein zweiter Vor-
schlag vorgelegt werden. 

Es versteht sich von selbst, daß mit der hier vorge-
schlagenen Regelung, durch die eine Ausstattung 
dieser Zugmaschinenarten mit einer Umsturzvor-
richtung zwingend vorgeschrieben werden soll, 
nicht allein die sich aus der Unterschiedlichkeit der 
einzelstaatlichen Regelungen auf diesem Gebiet er-
gebenden technischen Handelshemmnisse besei-
tigt, sondern auch und vor allem die Sicherheit im 
Straßenverkehr und bei der Arbeit gemeinschafts-
weit gewährleistet werden soll. 

II. Inhalt des verfügenden Teils und der Anhänge 
des Vorschlags 

Der Anwendungsbereich ist auf land- oder forst-
wirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern im Sinne 
von Artikel 1 der Richtlinie 74/150/EWG be-
schränkt, die eine Bodenfreiheit von höchstens 
600 mm, eine Mindestspurweite an beiden Achsen 
von 1 150 mm und eine Masse von mehr als 600 kg 
haben (Artikel 1). 

In den Artikeln 2 und 3 ist die Zuweisung eines 
EWG-Prüfzeichens an den Hersteller einer Zugma- 

1) ABl. Nr. L 84 vom 28. März 1974, S. 10. 
2) ABl. Nr. L 220 vom 29. August 1977, S. 1. 
3) ABl. Nr. L 179 vom 17. Juli 1979, S. 1. 

schine oder an den Hersteller einer Umsturzschutz-
vorrichtung für jeden Typ einer Umsturzschutzvor-
richtung sowie für ihre Befestigung an der Zugma-
schine, die den in den Anhängen festgelegten tech-
nischen Vorschriften entsprechen, vorgesehen. 

In Artikel 4 ist das ungehinderte Inverkehrbringen 
von Umsturzschutzvorrichtungen vorgesehen, die 
mit dem EWG-Prüfzeichen versehen sind. 

Abschriften der EWG-Bauartgenehmigungsbogen 
für jeden Typ einer Umsturzschutzvorrichtung, für 
den die Mitgliedstaaten die Bauartgenehmigung er-
teilt bzw. versagt haben, sind den anderen Mitglied-
staaten zu übermitteln (Artikel 5). 

Die Artikel 6 und 7 betreffen die Verfahren, nach 
denen vorzugehen ist, wenn mehrere, mit demsel-
ben EWG-Prüfzeichen versehene Umsturzschutz-
vorrichtungen nicht mit dem Typ übereinstimmen, 
für den die Bauartgenehmigung erteilt worden ist. 

In den Artikeln 8 und 9 werden die Vorschriften für 
die Umsturzschutzvorrichtungen und ihre Befesti-
gung an der Zugmaschine, nach denen die der 
Richtlinie entsprechende Verwendung der Zugma-
schinen in einigen Mitgliedstaaten gewährleistet 
ist, die zur Zeit noch kein innerstaatliches Abnah-
meverfahren besitzen, in das EWG-Abnahmever-
fahren eingefügt. 

Daß für die von dieser Richtlinie betroffenen Zug-
maschinen eine Umsturzschutzvorrichtung zwin-
gend vorgeschrieben ist, ergibt sich aus Artikel 10. 

In Artikel 11 ist das Verfahren zur Anpassung der 
Richtlinie an den technischen Fortschritt vorgese-
hen. 

Artikel 12 legt die den Mitgliedstaaten gesetzte 
Frist zur Anpassung an die Richtlinie fest und be-
stimmt, daß die Kommission über die wesentlichen 
Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts in 
Kenntnis zu setzen ist, die die Mitgliedstaaten auf 
dem von dieser Richtlinie berührten Gebiet erlas-
sen. 

In Anhang I sind die Bedingungen für den Antrag 
auf eine EWG-Bauartgenehmigung festgelegt und 
die Beschriftungen aufgeführt, die jede Vorrichtung 
tragen muß, die dem genehmigten Typ konform 
ist. 

In den Anhängen II und III sind die Bedingungen 
und Vorschriften für die statischen und/oder dyna-
mischen Prüfversuche festgelegt, nach denen die 
Festigkeit der Schutzvorrichtung und ihrer Befesti-
gung an der Zugmaschine geprüft werden kann. 

Anhang IV enthält Abbildungen zum besseren Ver-
ständnis einiger Vorschriften der Anhänge II 
und III. 
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In Anhang V ist das Muster eines Prüfberichts be-
treffend die EWG-Bauartgenehmigungsprüfung ei-
ner Umsturzschutzvorrichtung hinsichtlich der Fe-
stigkeit der Vorrichtung selbst und ihrer Befesti-
gung an der Zugmaschine dargestellt. 

Die Zusammensetzung des EWG-Prüfzeichens und 
ein Beispiel für eine EWG-Kennzeichnung stehen 
im Anhang VI. 

In Anhang VII ist das Muster eines EWG-Bauartge-
nehmigungsbogens dargestellt. 

In Anhang VIII sind die Bedingungen für die Ertei-
lung der EWG-Betriebserlaubnis aufgeführt. 

In Anhang IX schließlich ist das Muster eines EWG-
Betriebserlaubnisbogens für einen Zugmaschinen-
typ betreffend die Festigkeit der Umsturzschutzvor-
richtung und ihrer Befestigung an der Zugma-
schine aufgeführt. 

III. Anhörung des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme der beiden genannten Organe 
ist nach Artikel 100 Abs. 2 erforderlich. 



Drucksache 10/1301 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Bericht des Abgeordneten Buckpesch 

Der in der Anlage enthaltene Richtlinienvorschlag 
wurde durch Drucksache 10/92 Nr. 75 vom 19. Mai 
1983 gemäß § 93 der Geschäftsordnung dem Ver-
kehrsausschuß federführend sowie dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung zur Mitberatung 
überwiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage 
in seiner Sitzung am 11. April 1984 behandelt. 

Die EG-Kommission möchte mit dem Richtlinien-
vorschlag die technischen Vorschriften für die Um-
sturzschutzvorrichtungen an land- und forstwirt-
schaftlichen Zugmaschinen vereinheitlichen. Zwei 
derartige Richtlinien sind bereits in Kraft getreten; 
neben der vorliegenden dritten Richtlinie ist noch 
eine weitere vierte Richtlinie geplant. 

Der Verkehrsausschuß ist der Auffassung, daß auf 
derartige perfektionistische Regelungen techni-

scher Einzelheiten auf EG-Ebene künftig möglichst 
verzichtet werden sollte. Die Arbeitskraft der hier 
tätigen Mitarbeiter der EG-Kommission sollte mehr 
als bisher auf die wesentlichen verkehrspolitischen 
Probleme innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft konzentriert werden. Es ist Aufgabe der Bun-
desregierung, in diesem Sinne in Brüssel tätig zu 
werden. Der vorliegende Richtlinienvorschlag sollte 
weiter vereinfacht werden; die schon in Kraft getre-
tenen und noch weiter geplanten Richtlinien für 
denselben hier angesprochenen Sachbereich sollten 
tunlichst in einer einheitlichen Regelung zusam-
mengefaßt werden. Dies ist auch Auffassung des 
Bundesrates. 

Der mitberatende Arbeitsausschuß hat Kenntnis-
nahme von der Vorlage empfohlen. 

Bonn, den 11. April 1984 

Buckpesch 

Berichterstatter 






